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Bonn, den 20. Mai 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Fassung der Ermächtigung eines Bundesministers zum 

Erlaß von Reditsverordnungen 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 15. März 
1967 

- Drucksache V/1484 ~ 


Auf den Beschluß des Deutschen Bundestages vom 15. März 
1967, mit dem der Antrag des Aussdiusses füi Fdinilieii- und 
Jugendfragen aus Drucksache V/1484 angenommen worden ist, 
teile ich folgendes mit : 

Das Bundesministerium des Innern hat im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Justiz bereits im Zusammenhang mit 
Änderungen der Zuständigkeiten anläßlich früherer Regierungs- 
umbildungen Überlegungen unter verfassungsrechtlicher und 
organisatorischer Sicht angestellt, ob die bisher geübte Praxis, 
bei dem Übergang von Zuständigkeiten zwischen den Ressorts 
die jeweilige Ermächtigungsvorschrift zum Erlaß von Rechts- 
verordnungen durch Gesetz zu ändern, nicht durch ein anderes 
Verfahren ersetzt werden könnte. Auch die erneute Prüfung 
dieser Frage hat zu dem Ergebnis geführt, daß die gegen- 
wärtige Praxis beibehalten werden sollte, und zwar aus fol- 
genden Gründen ; 

1. Die größte Rechtsklarheit besteht, wenn in dem Gesetz, 
welches die Ermächtigungsvorschrift enthält, der Minister 
mit der Ressortbezeichnung genannt wird. Das entspricht 
dem gegenwärtigen Zustand. 
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2. Die Ermächtigungsvorschrift könnte zwar dadurch allge- 
meiner gefaßt werden, daß der ermächtigte Minister nicht 
mehr mit der Ressortbezeichnung sondern mit dem Fachge- 
biet benannt wird. Dann wäre bei einem Übergang dieses 
Fachgebietes auf ein anderes Ressort eine Gesetzesänderung 
nicht erforderltch. 

Um bei diesem Verfahren den ermäditigten Minister kon- 
kret bezeichnen zu können, wäre jedoch eine Veröffent- 
lichung der Geschäftsbereiche der Minister erforderlich. Eine 
solche Veröffentlichung sollte aber nicht allein im Hinblick 
auf Ermächtigungsvorschriften zum Erlaß einer Rechtsver- 
ordnung vorgenommen werden, sondern nur dann, wenn 
sie aus allgemeinen organisatorischen Überlegungen heraus 
für zweckmäßig und notwendig gehalten wird. Erst wenn 
das der Fall ist, wäre zu überlegen, ob die Regelung bei 
der Ermächtigungsvorschrift daran anknüpfen kann. Ob die 
Überlegungen über eine Reform der Regierungsarbeit in 
diesem Punkte zu einer Änderung des bisher geübten Ver- 
fahrens, die Geschäftsbereiche nicht zu veröffentlichen, führen 
wird, ist nocii nicht abzusehen. 

3. Die Bezeicfinung des ermächtigten Ministers mit dem Fach- 
gebiet würde niciit in allen Fällen zu einer eindeutigen Be- 
stimmung des zuständigen Ministers führen, da in der Praxis 
verwandte Zuständigkeiten und Zuständigkeitsüberschnei- 
dungen vorhanden sind, die mit der Kurzbezeichnung eines 
Fachgebietes nicht erfaßt werden können. Sie würde zudem 
zu schwerfälligen Formulierungen führen, wenn ein Minister 
im Zusammenwirken mit anderen Ministern für den Erlaß 
einer Rechtsverordnung zuständig wäre. 

4. Der Bundesminister der Finanzen müßte, zumindest soweit 
es sich um Zuständigkeiten handelt, die ihm im Grundge- 
setz unmittelbar zugesprochen sind, auch wie im Grundge- 
setz weiterhin mit der Ressortbezeichnung benannt werden. 

Da schließlich der Übergang von Zuständigkeiten aus einem 
Ressortbereich in den anderen mit der Folge des Übergangs 
der Zuständigkeit zum Erlaß einer Rechtsverordnung selten 
ist, erscheint der mit einer Umstellung auf die Bezeichnung 
des ermächtigten Ministers mit dem Fachgebiet verbundene 
Aufwand nicht gerechtfertigt. 
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